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Zusammenstellung 

der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 3. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1964 
im Betrage von 10 000 DM und darüber 


Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1964 

DM 

An über- und 

3 außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemitteln sind 
zugewiesen 

DM 

Begründung 



Einzelplan 06 — 

- Bundesminister des Innern — 

06 01 

113 600,— 

31 200,— 

Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 

205 



von Haus- und Baugrundstücken 


Mehrbedarf durch den Bau einer Sicherheitsanlage zur Ab- 
schirmung eines Sitzungssaales im Sicherheitsbereich des 
Bundesministeriums des Innern. 


Die Baumaßnahme war unvorhergesehen und unabweisbar, 
weil die Einrichtung eines abhörgesicherten Sitzungssaales 
aus Sicherheitsgründen notwendig war. 

Einsparung bei Kap. 06 01 Tit. 204. 


06 02 
605 


12 000 000 ,— 


1 329 100,— 


Zuschuß an die .Evangelische Kirche und die Katholische 
Kirche sowie an Freikirchen, die am 8, Mai 1945 öffentlich- 
rechtliche Körperschaften waren, für die heimatvertriebenen 
und sonstigen verdrängten verso rgungsbereditigten Seel- 
sorger, Kirchenbeamten, Kirchenangestellten sowie ihrer 
Hinterbliebenen 


Der Mehrbedarf beruht auf dem erheblichen Zugang von 
197 Versorgungsempfängern bei der EKD gegenüber der 
Zähl der Versorgungsempfänger im Rechnungsjahr 1962 und 
auf der Angleichung der von den Kirchen gewährten Ver- 
sorgungsbezüge an die versorgungsreditlichen Bestimmun- 
gen des Bundes für die unter das G 131 fallenden Versor- 
gungsempfänger (insbesondere infolge des Zweiten Gesetzes 
zur Änderung beamtenrechtMcher und besoldungsrechtlidier 
Vorschriften vom 18. Dezember 1963 und des Gesetzes über 
die Gewährung von Weihnachtszuwendungen vom 16. April 
1964). 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da der Bund zu ihrer 
Leistung rechtlich verpflichtet ist; sie war unvorhergesehen, 
weil mit einem so erheblichen Zugang von Versorgungs- 
empfängern und der Erhöhung der Bezüge bei Aufstellung 
des Haushalts 1964 nicht gerechnet werden konnte. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 
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Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1964 

DM 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gabemittein sind 
zugewiesen 

DM 

Begründung 

Tit. 

06 02 I 

690 000,— 

noch Einzelplan Of 

20 000,— 

) — Bundesminister des Innern — 

Dotationen des Bundes für die derzeitigen bischöflichen Ver 


606 


Wallungen der ostdeutschen Diözesen jenseits der Oder und 
Neiße sowie die kirchenregimentlichen Zwecke der Evange- 
lischen Kirche der Union für das obengenannte Gebiet 


Nach der zwischen dem Bund und der Evangelischen Kirche 
getroffenen Vereinbarung vom 8./20. Mai 1964 ist die Dota- 
tion des Bundes an die Evangelische Kirche ab 1. Januar 
1964 von bisher 300 000 DM um 20 000 DM auf 320 000 DM 
erhöht worden, da die staatlichen Aufwendungen für per- 
sonelle und sachliche Zwecke bei der Bemessung der Dota- 
tion entsprechend berücksichtigt worden sind. 


Die Mehrausgabe konnte bei Aufstellung des Bundeshaus- 
haltsplans 1964 nicht vorhergesehen werden, weil der Ver- 
trag noch nicht abgeschlossen war. Auf Grund der getroffe- 
nen Vereinbarung war die Ausgabe aus rechtlichen Gründen 
unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 


06 19 
312 


80 000,— 


40 000,— 


Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung von technischen Ein- 
richtungen für Forschung, Entwicklung, Erprobung und Lehre 
sowie Beschaffung von Versuchs- und Verbrauchsmitteln 


Infolge der langen Lieferfristen bei technischem Gerät konn- 
ten im Rechnungsjahr 1963 vergebene Beschaffungsaufträge 
in Höhe von 41 657,37 DM nicht abgewickelt werden. Die 
eingegangenen Verpflichtungen sind somit aus dem Ansatz 
des Rechnungsjahres 1964 abzudecken. Der bei Einlösung 
dieser Verpflichtungen für den Betrieb der technischen Ein- 
richtungen beim Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz 
verbliebene Betrag reichte zur Bestreitung der laufenden 
Kosten jedoch nicht aus. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die Höhe der 
in das Rechnungsjahr 1964 zu übernehmenden Verpfliich- 
tungen nicht bekannt war und auch nicht geschätzt werden 
konnte; sie war unabweisbar, weil der Betrieb der tech- 
nischen Einrichtungen aufrechterhalten werden mußte. 


Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 300. 


06 19 


3 500 000,— 


1 400 000,— 


Beschaffung der Ausrüstung für das Technische Hilfswerk 


Die am Schluß der Rechnungsjahre 1960 bis 1962 verbliebe- 
nen Ausgabereste sind nicht in die nächsten Rechnungsjahre 
übertragen, sondern in Abgang gestellt worden. Von den 
aus den Vorjahren verbliebenen Verpflichtungen und den 
für das Rechnungsjahr 1964 erteilten Bindungsermächtigun- 
gen in Höhe von 3 000 000 DM sind im Rechnungsjahr 1964 
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An über- und 

Haushalts- 

*) außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1964 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


Begründung 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


rd. 4 900 000 DM zu erfüllen, so daß Mehrausgaben von 
1 400 000 DM geleistet werden mußten. 

Die Mehrausgabe war bei Aufstellung des Haushalts 1964 
unvorhergesehen; sie war zur Erfüllung der eingegangenen 
Verpflichtungen unabweisbar. Gemäß § 2 Abs. 1 HG 1964 
wurde bestimmt, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwen- 
dung findet. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 959 (600 000 DM) und 
Kap. 36 04 Tit. 890 (800 000 DM). 


06 19 
874 


50 000,— 


15 000,— 


Technische Einrichtungen sowie erstmalige Beschaffung von 
technischem Unterriditungsmaterial für Forschung, Entwick- 
lung, Erprobung und Lehre, 3. Teilbetrag 


Die Einrichtungs- und Beschaffungsmaßnahmen erstrecken 
sich über mehrere Rechnungsja'hre. Die zur Durchführung 
benötigten Mittel werden haushaltsmäßig in Jahresraten 
bereitgestellt. Die in den Vorjahren bei Abschluß der Rech- 
nungsjahre nicht verbrauchten Mittel sind nidit als Aus- 
gäbereste übertragen, sondern in Abgang gestellt worden, 
weil angenommen wurde, daß die jeweiligen Jahresansätze 
auch zur Abdeckung von Verpflichtungen aus den Vorjahren 
ausreidien würden. Nach der haushaltsmäßigen Entwicklung 
reichte der Jahresansatz 1964 jedoch nicht aus, die bei Ab- 
schluß des Rechnungsjahres 1963 noch verbliebenen Ver- 
pflichtungen von 15 000 DM zu decken. Die hierfür erforder- 
lichen Mittel mußten daher überplanmäßig bereitgestellt 
werden. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die Höhe der 
in das Rechnungsjahr 1964 zu übernehmenden Verpflich- 
tungen bei Aufstellung des Bundeshaushalts 1964 nicht be- 
kannt war und auch nicht geschätzt werden konnte; sie war 
unabweisbar, weil rechtliche Verpflichtungen bestanden. Ge- 
mäß § 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1964 ist bestimmt 
worden, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung 
findet. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 320. 


06 24 
307 


70 000,— 


20 000 ,— 


Einweisungslehrgänge zur Handhabung, Bedienung und 
Wartung des für die Bereitschaftspolizeien beschafften Ge- 
rätes 


Die Mehrausgaibe war unvorhergesehen, weil der Anteil 
verheirateter Lehrgangsteilnehmer größer war, als erwartet 
worden ist und ab 1. Juli 1964 höhere Beschäftigungsver- 
gütungen ZU zahlen waren. Sie war unabweisbar, weil das 
mit der Handhabung, Bedienung, Wartung und Verwaltung 
des ausgelieferten Gerätes betraute Personal gründlich ge- 
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An über- und 


Kap. 

Haushalts- 

betrag 

*) außerplan- 
mäßigen Aus- 

Begründung 

Tit. 

1964 

gabemittein sind 


zugewiesen 



DM 1 

1 

DM 



noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — ■ 


schult werden mußte, wenn die wertvolle Ausrüstung vor 
Schäden bewahrt werden soll, ferner weil bei ungenügender 
Einweisung des Personals die Einsatzfähigkeit der Bereit- 
schaftspolizeien gefährdet wäre und weil auf die Abfindun- 
gen ein Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 314. 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


08 01 
205 


10 000 ,— 


65 000,— 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 


Die Dienstgebäude des Bundesfinanzministeriums sind bis- 
her über eine verwaltungseigene Transformatorenanlage für 
6000 Volt mit Niederspannungsstrom versorgt worden. In- 
folge steigenden Strombedarfs mußte das Hochspannungs- 
netz der Stadt von 6000 Volt auf 10 000 Volt umgestellt 
werden. Auf Grund des bestehenden Vertrages zwischen 
dem Bundesfinanzministerium und den Stadtwerken Bonn 
mußte auch die Transformatorenanlage im Bundesfinanz- 
minsterium und zwar auf Kosten des Bundes als Abnehmer 
entsprechend umgestellt werden. Die überplanmäßige Aus- 
gabe war unvorhergesehen, da die notwendige Umstellung 
erst nach Aufstellung des Haushaltsplans 1964 bekannt ge- 
worden ist. Sie war zur Aufrechterhaltung der Stromversor- 
gung der Dienstgebäude unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 08. 


08 04 
716 (7) 


4 000 000,— 


537 000, — Neubau eines Dienstgebäudes für das Zollamt I Aachen- 
( Vorgriff) Autobahn-Süd in Lichtenbusch, 2. Teilbetrag 

Bei den Bauvorhaben handelt es sich um eine Baumaßnahme 
auf Grund internationaler Verpflichtungen (VO über die 
Errichtung nebeneinanderliegender Grenzabfertigungsstellen 
an der deutsch-belgischen Grenze in Lichtenbusch, Mützenich 
und Loshelm vom 8. Januar 1962). In den Bundeshaushalts- 
plänen 1962 (Kap. 08 04 Tit. 736) und 1964 (Kap. 08 04 
Tit. 716) sind für die Gesamtbaukosten von 6 800 000 DM in 
Teilbeträgen bisher 6 000 000 DM bewilligt worden. Der 
Restbetrag von 800 000 DM ist im Entwurf des Haushalts- 
plans 1965 bei Kap. 08 04 Tit. 716 (7) veranschlagt. Mit dem 
Bau wurde am 4. Juni 1963 begonnen. Er wurde so zügig 
durchgeführt, daß er inzwischen der Zollverwaltung zur 
Nutzung übergeben werden konnte. Mit einem so zügigen 
Fortgang der Bauarbeiten war bei Aufstellung des Haushalts 
1964 nicht gerechnet worden. Es ist deshalb ein Vorgriff im 
Betrage von 537 000 DM zu Lasten des Ansatzes von 800 000 
DM bei Kap. 08 04 Tit. 716 (7) im Rechnungsjahr 1965 unab- 
weisbar erforderlich geworden. 
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noch Einzelplan 08 

— Bundesminister der Finanzen — ■ 

08 10 

206 

23 500,— 

14 750,— 

Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Die Mehrausgabe ist auf höhere Miete in den neu bezogenen 


Diensträumen der Außenstelle München des Verwaltungs- 
amtes für innere Restitutionen, Rindermarkt 7, zurückzu- 
führen, Die bisherigen Diensträume in einem dem Land 
Bayern gehörenden Gebäude mußten auf gegeben werden, da 
das Gebäude abgerissen wird. Außerdem sind Mehrausgaben 
für die Dienststelle in Stadthagen entstanden, die in einem 
Landesgebäude untergebracht ist und für die anteilige Lohn- 
kosten für die Bedienung der Sammelheizungsanlage sowie 
anteilige Kosten für Hof- und Straßenreinigung zu entrichten 
waren, deren Einziehung durch den Regierungspräsidenten 
in Hannover bisher versehentlich unterblieben ist. 

Die Mehrausgaben waren unabweisbar und unvorherge- 
sehen. 

Einsparung bei Kap, 08 01 Tit. 296. 


Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung^ Landwirt und Forsten — 


10 02 200 000 000 ,— 
679 a 


10 02 126 700 000,— 

679 b 


3 281 000, — Betriebsbeihilfen zur Verbilligung von Gasöl für die Land- 
wirtschaft nach dem Verkehrsfinanzgesetz vom 6. April 1955 
in der durch das Straßenbaufinanzierungsgesetz vom 
28. März 1960 geänderten Fassung 

Der Verbrauch der Landwirtschaft an Gasöl hat im Kalender- 
jahr 1963 in einem Maße zugenommen, das bei Aufstellung 
des Haushalts 1964 nicht vorhergese'hen werden konnte. Da 
die hierfür zu gewährende Betriebsbeihilfe auf gesetzlicher 
Verpflichtung beruht, war die Mehrausgabe unabweisbar. 

Der Haushalts ausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 147. Sitzung am 22. Oktober 1964 von der überplan- 
mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genom- 
men. 

Einsparung innei'halb des Einzelplans 10. 


1 799 000, — Betriebsbeihilfen zur Verbilligung von Gasöl für die Land- 
wirtschaft nach dem „Grünen Plan 1964" 

Der Verbrauch der Landwirtschaft an Gasöl hat im Kalender- 
jahr 1963 in einem Maße zugenommen, daß bei Aufstellung 
des Haushalts nicht vorhergesehen werden konnte. Bei der 
Gewährung der Betriebsbeihilfe nach dem „Grünen Plan" 
handelt es sich um eine Maßnahme zur Verringerung der 
Betriebsausgaben der Landwirtschaft, die geeignet ist, die 
Ertragslage der Landwirtschaft zu verbessern und zugleich 
zu einer Entzerrung der Wettbewerbsverhältnisse innerhalb 
der EWG beizutragen. Zur Erreichung dieses Zieles des 
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noch Einzelplan 10 — Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten — 


Landwirtschaftsgesetzes war es unabweisbar notwendig, die 
bisherige Verbilligung von Gasöl im Rahmen des „Grünen 
Plans" in unverminderter Höhe fortzuführen. 

Der Haushaltsausischuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 147. Sitzung am 22. Oktober 1964 von der überplan- 
mäßigen Haushaltsausgabe zustimmend Kenntnis genom- 
men. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 


Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


12 01 
107 


1 550 000,— 


600 000,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften 


Durch Häufung der Krankheitsfälle, vermehrte Beihilfezah- 
lungen infolge Wegfalls der Krankenversdcherungispflicht auf 
Grund tariflicher Erhöhungen der Angestelltenvergütungen 
sowie infolge der gestiegenen Kosten für die Heilbehand- 
lung ist eine außergewöhnlich starke Beanspruchung der 
Beihilfemittel notwendig geworden. Die Mehrausgabe war 
unabweisbar, da auf die Gewährung der Beihilfen ein Rechts- 
anspruch besteht. Der Mehrbedarf konnte nicht vorherge- 
sehen werden. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


12 01 
850 


12 200 ,— 


12 200,— 

(Vorgriff) 


Anschaffung von verwaltungseigenen Personenkraftwagen 

Für den Ministerwagen ist eine Ersatzbeschaffung im Haus- 
haltsentwurf 1965 vorgesehen. Das Fahrzeug ist aber schon 
vorzeitig so stark reparaturanfällig geworden, daß es den 
Anforderungen nicht mehr gewachsen ist. Da der Aufwand 
für eine Generalüberholung nicht vertretbar war, ist zur 
Sicherung der Einsatzbereitschaft des Wagens eine Ersatz- 
beschaffung notwendig geworden. 


Die Ausgabe war unabweisbar und nicht vorherzusehen. 


12 02 
606 b 


90 000,— 


22 940,— 


Beitrag an die Binnenschiffahrts-Berufsgenossenschaft für die 
Überwachung der Schiffs Sicherheit auf Bundeswasserstraßen 


Nach § 6 Abs. 2 des Gesetzes über die Aufgaben des Bundes 
auf dem Gebiet der Binnenschiffahrt vom 15. Februar 1956 
(BGBl. II S. 317) hat der Bund die Selbstkosten für die Über- 
wachung der Schiffssicherheit auf Bundeswasserstraßen zu 
tragen. Mit der Überwachung ist neben den Behörden der 
Wasser- und Schiffahrtsverwaltung durch Verordnung vom 
12. April 1956 die Binnenschiffahrtsberufsgenosseruschaft be- 
auftragt. Ihr werden die angefallenen Kosten jährlich nach- 
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DM 
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noch Einzelplan 12 — Bundesminister für Verkehr — 


träglich erstattet. Für das Kalenderjahr 1963 hat die Binnen- 
schiff ahrtsberufsgenossenschaft eine Kostenrechnung in 
Höhe von 112 936,40 DM vorgelegt. Bei der Aufstellung des 
Haushalts 1964 konnte mit diesem Bedarf noch nicht ge- 
rechnet werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 


12 15 
217 


54 000,— 


50 000,— 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 


Mehrbedarf zur Zahlung von Umzugskostenvergütungen und 
Umzugsko-stenbeihilfen für Beamte und Angestellte, weil 
mehr Wohnungen bezogen werden konnten als vorherge- 
sehen wurde. Die Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 302. 


Einzelplan 15 — Bundesminister für Gesundheitswesen — 


15 01 
870 


104 100,— 

22 000,— 

■ 

(Vorgriff) 


Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegenständen, Ge- 
räten und Maschinen 

Die für das Rechnungsjahr 1964 zur Beschaffung von Leuch- 
ten zur Verfügung stehenden 10 000 DM reichen nicht aus, 
um die für den Neubau erforderlichen Beleuchtungskörper 
zu beschaffen. Zum Zeitpunkt des Entwurfs des Haushalts- 
plains für das Rechnungsjahr 1964 war der Rohbau noch nicht 
fertiggestellt. Die tatsächlichen Kosten für die Ausleuchtung 
des Gebäudes waren weder von der Örtlichen Bauleitung 
noch vom Bauamt Bonn zu übersehen. 


20 01 
107 


260 000,— 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 


100 000 ,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften 


Die Mehrausgabe ist auf die gestiegenen Kosten für ärzt- 
liche Behandlung, Medikamente und auf vermehrte Inan- 
spruchnahme von Heilkuren zurückzuführen. Im übrigen 
wirkt sich aus, daß beim Bundesredinungshof überwiegend 
ältere Beamte beschäftigt werden, die erfahrungsgemäß 
leichter als jüngere Beamte zu langwierigen Dauerschäden 
neigen. Da auf die Gewährung von Beihilfen ein Rechtsan- 
spruch besteht, war die Mehrausgabe unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Gesamthaushalts, 
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noch Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof 



1 1 800, — Unterhaltung der Gebäude 

Die Mehrausgabe war durch nichtvorhersehbare Ereignisse 

zur Unterhaltung des Dienstgebäudes erforderlich. 

1. In der Kantinenküche im Dienstgebäude des Bundesrech- 
nungshofes war der Fettabscheider gebrochen. Im Zu- 
sammenhang miit seiner Instandsetzung waren Repara- 
turen an Wänden, Decken und Fußböden der Räume im 
darunterliegenden Stockwerk erforderlich. Zur Aufrecht- 
erhaltung des Kantinenbetriebes und zur Vermeidung 
weiterer Schäden im Dienstgebäude mußten die Repara- 
turarbeiten ohne Verzug durchgeführt werden. 

2. Die Küche der Kantine (insbesondere die Decke) mußte 
aus hygienischen Gründen mit einem neuen Anstrich 
versehen werden. Das Gewerbe- und Ordnungsamt der 
Stadt Frankfurt (Main) hatte bei einer Kontrolle die 
Durchführung dieser Arbeiten bis zum 15. Juli 1964 zur 
Auflage gemacht. 

3. Die Zufahrt zum Dienstgebäude wurde durch parkende 
Kraftfahrzeuge dermaßen eingeengt, daß ankommende 
Kraftfahrzeuge gefährdet waren. Zur Verhütung von Un- 
fällen mußte der Parkplatz erweitert werden. Die Arbei- 
ten konnten nicht aufgeschoben werden. 

Die überplanmäßigen Haushaltsausgaben waren unabweis- 
bar. 

Einsparung innerhalb des Binzelplans 20. 


14 000, — Reisekostenvergütungen (Auslandsreisen) 

Mehrbedarf infolge Durchführung einer Dienstreise von 
3 Beamten des Bundesrechnungshofes nach Los Angeles und 
Burbank (USA), um örtliche Erhebungen zum Zwecke der 
Rechnungsprüfung der Entwicklung, Erprobung und Beschaf- 
fung des Flugzeuges F-104 G bei der Verbindungsstelle des 
Bundesministers der Verteidigung zur Firma Lockheed Air- 
kraft Corporation in Los Angeles anzustellen. Die Mehraus- 
gabe war nicht vorherzusehen, weil bei der Aufstellung 
des Haushaltsplans 1964 der Umfang der erforderlichen 
Prüfungsreisen nach dem Ausland noch nicht feststand. Die 
örtlichen Erhebungen in Los Angeles und Burbank konnten 
nicht aufgeschoben werden; die Ausgabe war daher unab- 
weisbar. 

Einsparung innerhalb des Gesamthaushalts. 
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Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte — 


26 01 
107 


155 000,— 


60 000 — 


Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte, 
Angestellte und Arbeiter 


Die veranschlagten Mittel reichten durch die gestiegenen 
Kosten für Heilbehandlungen und Medikamente nicht aus. 
Da auf Beihilfen ein Rechtsanspruch besteht, war die Mehr- 
ausgabe unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 26 02 Tit. 607. 


26 02 
302 


886 000,— 


57 000,— 


Sammlung und Bearbeitung von Unterlagen über deutsche 
Zivilverschleppte und rückführungswillige Deutsche in der 


UdSSR 


Die veranschlagten Mittel reichten infolge Erhöhung der 
Angestelltenvergütungen auf Grund des Vergütungstarifver- 
trages Nr. 3 zum BAT vom 17. Mai 1963 nicht aus. Der Such- 
dienst des Deutschen Roten Kreuzes konnte die Mehraus- 
gabe aus den ihm für 1964 bereitgestellten Mitteln nicht auf- 
fangen. Bei Anmeldung des Mittelbedarfs für 1964 war die 
zusätzliche Ausgabe nicht vorauszusehen. Sie war unabweis- 
bar, da die Angestellten auf Grund des Tarifvertrages einen 
Anspruch auf höhere Bezüge haben. 

Einsparung bei Kap. 26 02 Tit. 607. 


26 02 
305 


3 000 000,— 


3 000 000,— 


Einmalige Unterstützung für die im Bundesgebiet einschließ- 
lich Westberlin nach dem 26. September 1953 aus auslän- 
dischem Gewahrsam eintreffenden Gefangenen, für die nach 
dem 1. Oktober 1955 eintreffenden Aussiedler und ihnen 
gleichgestellte Personen und für die nach dem 1. Juli 1961 
aus der Sowjetzone oder dem Sowjetsektor von Berlin ein- 
treffenden Deutschen, die die Notaufnahme erhalten haben 


Die Zahl der aus der Sowjetzone und dem Sowjetsektor von 
Berlin eintreffenden Deutschen steigt laufend. Diese Ent- 
wicklung war bei Aufstellung des Haushalts nicht voraus- 
zusehen. 

Dadurch reichten die zur Verfügung stehenden Mittel nicht 
aus. Zur Leistung der überplanmäßigen Ausgabe hat ein 
unabweisbares Bedürfnis Vorgelegen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 26. 


26 02 
602 


7 770 000,— 


i 


92 800,— 


Zuwendungen für die Erfüllung von Suchdienstaufgaben 


Die Vergütungen der Angestellten der Heimatortskarteien 
sind durch die Arbeitsvertragsrichtlinien für die dem Deut- 
schen Caritasverband angeschlossenen Anstalten und Ein- 
richtungen am 1. Januar 1964 und 1. April 1964 erhöht wor- 
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noch Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegisgeschädigte — 


den. Diese Richtlinien sind für die Träger der Heimatorts- 
karteien bindend. Dadurch reichten die veranschlagten Mittel 
nicht aus. 

Bei Anmeldung des Mittelbedarfs für 1964 war die zusätz- 
liche Ausgabe nicht vorauszusehen. Sie war unabweisbar, da 
die Angestellten auf Grund der Arbeitsvertragsrichtlinien 
einen Anspruch auf ei^höhte Bezüge haben. 

Einsparungen bei Kap. 26 02 Tit. 607. 


32 03 
108 


12 200 ,— 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


12 500,— 


Beschäftigungsvergütungen, T rennungsentschädigungen, 
Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 


Der Bundesschuldenverwaltung konnten im Rechnungsjahr 
1964 Wohnungen nicht in dem erforderlichen Umfange zuge- 
wiesen werden. Dadurch sind höhere Ausgaben für Tren- 
nungsentschädigungen, Fahrkastenersatz usw. entstanden. 
Außerdem sind die Sätze der Beschäftigungsvergütung und 
Trennungsentschädigung ab 1. Juli 1964 erhöht worden. 

Die Mehrausgabe konnte nicht vorhergesehen werden. Sie 
war unabweisbar, weil die Zahlungen auf Grund rechtlicher 
Verpflichtungen zu leisten waren. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 32. 


33 07 
apl. 172 


Einzelplan 33 — Versorgung — 


*) 12 227,70 


Erstattung von irrtümlich in vergangenen Rechnungsjahren 
eingezogenen Bußgeldbeträgen gemäß § 17 Abs. 2 G 131 


Im Geschäftsbereich des Niedersächsischen Ministers der 
Finanzen wurden im Rechnungsjahr 1963 irrtümlich Beträge 
nach § 17 Abs. 2 G 131 (Fassung 1957) für die Zeit vom 
1. Oktober 1961 bis 31. Dezember 1962 in Höhe von 12 227,70 
DM eingezogen und bei Kap. 33 07 Tit. 4 vereinnahmt. Da 
jedoch gemäß Artikel II § 1 Abs. 1 der 3. Novelle zum G 131 
nur die bis zum 30. September 1961 entstandenen Zahlungs- 
verpflichtungen nach § 17 G 131 (Fassung 1957) unberührt 
bleiben, ist der eingezogene Betrag wieder zu erstatten. Die 
Zahlung war unabweisbar und bei der Aufstellung des Bun- 
deshaushaltsplans 1964 nicht vorherzusehen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 33. 
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60 02 

! 650 000,— 

1 300 000,— 

1 Kosten der Drucklegung des Bundeshaushaltsplans und der 


200 


Bundeshaushaltsrechnung einschließlich des sonstigen Mate- 
rials 


Mit dem Druck der Kabinettsvorlage des Haushaltsentwurfs 
1964 (1. Druckphase) ist erst gegen Ende des Rechnungs- 
jahres 1963 begonnen worden, so daß die Kosten hierfür 
erst im Rechnungsjahr 1964 anfdelen. Die Drucklegung der 
Kabinettsvorlage des Haus^baltsentwurfs 1965 ist zeitlich so 
vorgezogen worden, daß die entsprechenden Ausgaben noch 
im Rechnungsjahr 1964 zu leisten waren. Außerdem ergaben 
sich im Laufe des Rechnungsjahres 1964 nicht vorherge- 
sehene Preiserhöhungen für den Druck des Bundeshaushalts- 
plans durch Kastensteigerungen und Lohnerhöhungen im 
graphischen Gewerbe. Diese Entwicklung war nicht voraus- 
zusehen, Da nach dem Grundgesetz eine Verpflichtung zur 
Herstellung und Vorlage des Bundeshaushaltsplans besteht, 
war die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 


60 02 
396 


31 000 000,— 


12 000 000 ,— 


Prägekosten, Metallbeschaffungskosten und sonstige Kosten 
für die Unterhaltung des Münzumlaufs sowie Kosten der 
Bekämpfung der Falschmünzerei 


Die Mehrausgabe zum Ankauf von Münzmetall, insbeson- 
dere zur Prägung von Bundesmünzen zu 5 DM, war unab- 
weisbar notwendig. Der Mehrbedarf konnte bei Aufstellung 
des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungsjahr 1964 nicht 
vorhergesehen werden. Zur Sicherstellung eines geordneten 
Geldumlaufs mußten die erforderlichen Mittel überplan- 
mäßig bereitgestellt werden. Die Voraussetzungen nach Arti- 
kel 112 GG waren erfüllt. 

Die Mehrausgabe wird durch erhöhte Einnahmen bei 
Kap. 60 02 Tit. 68 gedeckt. 


60 04 
apl. 141 


*) 16 076,52 


Zahlungen gemäß § 9 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung des 
Reditsverhältnisses der in den einzelnen Verwaltungs- 
zweigen des Landes Berlin beschäftigten Personen vom 
26. April 1957 


Einem bei der Sondervermögens- und Bauverwaltung des 
Landesfinanzamtes in Berlin beschäftigten Bediensteten ist 
auf Grund des Gesetzes über die Abfindung für vorzeitige 
Außerdienststellung (Berliner Landesrecht) vom 12. Juli 1960 
— GVBl. Nr. 35 S. 654 — eine Abfindung in Höhe von 
16 076,52 DM zuerkannt worden. Das Gesetz vom 12. Juli 
1960 ist an die Stelle der in § 9 Abs. 2 des Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse der in einzelnen Verwal- 
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tungszweigen des Landes Berlin Beschäftigten Personen vom 
26, April 1957 — BGBl, I S, 395 — genannten Berliner 
Wiedergutmachungsvorschriften getreten. Die Ansprüche aus 
diesen Vorschriften richteten sich nach § 9 Abs. 2 letzter 
Satz des Gesetzes vom 26. April 1957 gegen den Bund. Auch 
die auf Grund des Berliner Gesetzes vom 12. Juli 1960 zu- 
erkannte Abfindung war daher vom Bund zu erfüllen. Haus- 
haltsmittel für diesen Zweck stehen im Haushaltsplan 1964 
nicht zur Verfügung, 

Die Ausgabe war unabweisbar. Sie konnte bei der Auf- 
stellung des Haushaltsentwurfs 1964 nicht vorhergesehen 
werden und mußte deshalb außerplanmäßig geleistet wer- 
den. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 
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